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wohl akademischer Streit bleiben. Denn die Wahrscheinlichkeit, dass die
Freien Demokraten den Maklerberuf abschaffen würden, liegt unter dem
Nullpunkt. Immerhin ist diese Beschlussfassung überaus symptomatisch
für ein zunehmendes Streben in der Partei, entscheidende Fragen mit
Entschiedenheit zu behandeln. Auf der gleichen Linie liegt ein Beschluss,
die umstrittene Handhabung einer Vereinbarung der Ministerpräsidenten

der Länder über die Einstellung sogenannter Radikaler in den
Staatsdienst im Sinne einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts
zu präzisieren. Die blosse Zugehörigkeit zu einer nicht verbotenen Partei
genügt nicht mehr, um jemand den Eintritt in den oder die Ausbildung im
Staatsdienst zu verweigern.

Wenn irgendwer Auseinandersetzungen mit den Jungsozialisten erwartet

hatte, so wurde er in Hannover enttäuscht. Die Jusos waren anwesend
und aktiv, bekannten sich aber in jedem Fall zur Einheit der Partei. Ihr
Vokabular war weit weniger denn vordem auf die Linie «alles oder nichts»
in der sozialistischen Zielsetzung eingestellt. So lässt sich wohl zu Hannover

1973 sagen, dass geistige Lebendigkeit und Stärke politischen
Durchsetzungswillens das Kennzeichen dieser Tagung waren.

Die Tatsache aber, dass es in der Bundesrepublik in der Wohnungsfrage
aufkeimende Massenbewegungen gibt, bietet gleichzeitig die Möglichkeit
der Ventilsprengung und der Durchsetzung von Reformen, die die Grenzen

der kapitalistischen Gesellschaft («soziale Marktwirtschaft») erreichen
und in Perspektive zu ihrer Überwindung beitragen können.

Herbert Brunner zum SPD-Parteitag in Hannover
in «Neues Forum», Mai 1973
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